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Jean Monnet hätte gesagt:

“Wenn ich noch einmal anfangen könnte, würde ich bei der Bildung und Kultur beginnen”.
Tatsächlich war er am Ende seines Lebens überzeugt, dass der Aufbau Europas weder damals noch in der Zukunft ohne Berücksichtigung dieser zwei Bereiche verwirklicht werden könne.

Er war der Meinung, dass die Vereinigung der Staaten, die sich für ein gemeinsames Schicksal entschieden haben, niemals ohne die volle Zustimmung und Teilnahme ihrer Völker hätte Wirklichkeit werden können.

Deshalb hatte er eine europäische Zusammenarbeit im Bereich von Unterricht, Bildung und Kultur vorausgesehen, denn diese sind das bevorzugte Instrument für die Formung einer europäischen Identität, die in der christlichen Zivilisation ihre Wurzeln hat und für die Verbreitung von Idealen und Werten wie Demokratie, soziale Gerechtigkeit, Toleranz und Solidarität.

Deshalb kann die Bildung als Schlussstein eines Bauwerkes Europas verstanden werden, das nicht nur auf die wirtschaftliche Dimension reduziert werden darf, sondern das danach streben soll, eine Gesellschaft, die auf Wissen basiert, zu verwirklichen, so wie es vom Europäischen Rat von Lissabon 2000 gefordert wurde.

Unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg hat eine weitsichtige Gruppe von Europäern dem Konflikt die Eintracht vorgezogen, hat an Stelle der gegenseitigen Zerstörung den auf gegenseitige Abhängigkeit basierten Frieden vorgezogen, hat den Weg des Rechtsstaates gewählt und die Politik der Brutalmacht aufgegeben.

Auf diese Weise haben die Gründungsväter die Grundlagen für den Bau einer Völker- und Staatengemeinschaft gelegt und sind mit der vor kurzem vollzogenen Erweiterung der Union am Ursprung der in jüngster Vergangenheit vollzogenen Versöhnung des ganzen Kontinents.

Wenn wir also das uns von den Gründungsvätern überlieferte Erbe zu einem guten Ende bringen wollen, müssen wir uns die größte Herausforderung aller Zeiten zu eigen machen „die Einheit aller europäischen Völker verwirklichen, indem wir die Identität jedes einzelnen Volkes respektieren“ und damit das Motto der europäischen Union Wirklichkeit werden lassen: „Einheit in Verschiedenheit“.
Es bleibt zu wünschen, dass dieses Motto nicht einzig für Europa, sondern für die ganze Welt Gültigkeit hat. Dies würde uns erlauben, das Unverständnis, die Ächtung, den Fanatismus, die unsere Epoche kennzeichnen und Rivalitäten, Kriege, Völkermorde und andere Grausamkeiten hervorbringen, zu überwinden.

Der Anfang der europäischen Zusammenarbeit im Bildungswesen

Auf das Thema Bildungswesen zurückkommend, mussten die Väter Europas unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg Prioritäten festlegen. 

Erste Priorität: Einen dauerhaften Frieden unter den Völkern Europas, die sich regelmäßig alle 25 Jahre bekämpft haben, zu sichern.

Ziel erreicht.

Zweite Priorität: Gemeinsam ein von aufeinander folgenden Kriegen gemartertes Europa wieder aufzubauen.

Ziel erreicht.

Dritte Priorität: Die Wirtschaft ankurbeln, um den eigenen Bürgern einen besseren und gerechteren Lebensstandard zu garantieren.

Ziel erreicht.

Um diese Ziele zu erreichen, mussten sie in den fünfziger Jahren den wirtschaftlichen Sektoren Priorität einräumen – Kohle und Stahl – zum gemeinsamen Markt mit dem Verzicht auf Zölle, zum Aufbau einer gemeinsamen Landwirtschaftspolitik, zum freien Austausch von Gütern, zur freien Zirkulation der Arbeitskräfte und noch nicht der Bürger; Bildung, Kultur, Umwelt, Forschung, Gesundheitswesen und andere Sektoren, die für den Bürger von viel direkterem Interesse sind, mussten auf einen darauf folgenden Moment aufgeschoben werden. 

Das erklärt, warum man 17 Jahre warten musste, bevor sich die Bildungsminister formell zum ersten mal vereinten, um eine erste Erklärung zu verabschieden, die einen Anfang der europäischen Zusammenarbeit in Bezug auf das Bildungswesen betraf während die Landwirtschaftsminister sich ständig trafen und die legendären Marathons zurücklegten.

Man musste den Anfang der achtziger Jahre abwarten, genauer gesagt, den Juni 1984, als beim europäischen Gipfeltreffen von Fontainebleau die Staats- und Regierungschefs auf der einen Seite den wirtschaftlichen Erfolg der europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und auf der anderen Seite die Tatsache feststellen mussten, dass die europäischen Bürger dem Aufbau Europas völlig entfremdet gegenüber standen; daher beschlossen sie, einen Bericht über „das Europa der Bürger“ zu verlangen.

Die Gruppe Adonnino – benannt nach dem europäischen Parlamentarier – wurde beauftragt, diesen Bericht zu verfassen, der beim europäischen Gipfel von Mailand im Juni 1985 präsentiert und angenommen wurde. Dieser enthielt eine große Anzahl an Vorschlägen, um die Beteiligung der Bürger am Aufbau Europas zu fördern.

Ich öffne eine Klammer über die letzten europäischen Wahlen. Ich glaube, dass das nächste europäische Gipfeltreffen in Anbetracht der sehr besorgniserregenden Stimmenthaltungen und des wachsenden Euroskeptizismus über die Möglichkeiten nachdenken sollte, Ähnliches erneut durchzuführen. 

Ich schließe die Klammer. Der Bericht Adonnino schlug vor, die Gemeinschaft mit einer Flagge und einer europäischen Hymne auszustatten, er schlug einen europäischen Pass, einen europäischen Führerschein und das erleichterte Überschreiten der Grenzen vor, und so eine Reihe von Maßnahmen zu setzen, die die Zugehörigkeit der europäischen Bürger zu dieser neuen Entität – der aktuellen Europäischen Union – symbolisieren.

Außerdem schlug er vor, Sprachen zu erlernen und unter Jugendlichen den Austausch zu pflegen, Mobilität von Studenten und Dozenten, Anerkennung der Diplome und Studienzeiten in anderen Ländern der Europäischen Union, die Einführung einer europäischen Dimension im Bildungs- und Ausbildungswesen und eine gute Anzahl anderer Maßnahmen.

Indem sie den von Staats- und Regierungschefs ausgedrückten Willen ernst nahm, schlug die Europäische Kommission darauf folgend zwischen 1986 und 1989 die Programme Erasmus, Comett, Lingua, Europa der Jugend und Petra vor, die die Maßnahmen des Berichts „Europa der Bürger“ verwirklichen.

Die Verhandlungen waren sehr schwierig. Da eine rechtliche Basis fehlte, erforderten die Entscheidungen Einstimmigkeit.

Um die Schwierigkeiten zu veranschaulichen, zitiere ich den Fall des Erasmus Programms, das auf der Grundlage der Zusammenarbeit der Universitäten untereinander die Mobilität von Studenten und Dozenten vorsah. Das bedeutete eine beachtliche Erhöhung der Bilanz. Trotz der bedingungslosen Unterstützung des Europäischen Parlamentes hatte sich der Rat – der alle Bildungsminister der Mitgliedsstaaten vereint – dagegen gewandt und, um die Finanzierung zu verringern, vorgeschlagen, die Mobilität einzig auf die Dozenten zu beschränken und damit nicht erkannt, dass es wesentliches Ziel des Erasmus Programms war, Studenten den Erwerb eines Teils ihrer Ausbildung bei Universitäten anderer Mitgliedsländer zu ermöglichen und wobei sie mit anderen Kulturen in Kontakt zu treten, andere Sprachen lernen und sich vorbereiten können, aktive und teilnehmende europäische Bürger zu werden.


Durch seinen Kommissar Manuel Marin und mit Einverständnis des Präsidenten Delors stellte die Kommission fest, dass der Rat das wesentliche Ziel des Programms, nämlich die Mobilität der Studenten, ablehnte, und zog zum ersten mal während der Sitzung ihren Vorschlag zurück, indem sie sagte, dass sie den Eindruck habe, die Bildungsminister hätten mehr Interesse an der Milchproduktion einer Kuh, als an der Mobilität von zwanzig Studenten. Das erregte viel Aufsehen.

Aber dann war die Begeisterung der Universitäten, der Dozenten, vor allem aber der Studenten derart, dass die Staats- und Regierungschefs beim darauf folgenden Gipfeltreffen die Kommission baten, den Vorschlag noch einmal zu präsentieren, und den Rat, sich positiv auszusprechen.

Wie Sie wissen, war und ist Erasmus das europäische Programm, das am meisten Erfolg erzielte. Bis jetzt haben mehr als 1.250.000 Studenten ein Erasmus Stipendium genutzt, und über 200.000 Dozenten haben für eine beschränkte Zeit an einer Universität eines anderen Mitgliedstaates unterrichtet Alle Universitäten haben an dem Programm teil. Das Credit System der universitären Qualifikationspunkte ist im Prozess der Universalisierung. .Der Erfolg war dermaßen, dass auf allgemeine Anfrage von Drittländern, man vor kurzem beschlossen hat, ein neues Programm „Erasmus Mundus“ ins Leben zu rufen, das die Zusammenarbeit mit Universitäten aus Drittländern vorsieht, die Mobilität von Dozenten und Studenten, die Schaffung eines europäischen Mastertitels und so weiter.

Das Gravier Urteil

Zu der Zeit als die Kommission mit dem Rat über ihre Programme verhandelte, mit den Schwierigkeiten, die ich erwähnte – Mangel einer rechtlichen Grundlage, Notwendigkeit der Einstimmigkeit – passierte eine Art Wunder mit dem Urteil des europäischen Gerichtshofes, das das „Gravier Urteil“ genannt wurde.

Eine französische Studentin, Francoise Gravier, wollte die Technik der Zeichentrickfilme in Belgien lernen, einem Land, das wegen seiner Fähigkeiten auf diesem Gebiet renommiert ist.

Fräulein Gravier wollte sich bei einem nicht-universitären Institut höherer Bildung anmelden, das aber von den ausländischen Studenten eine Studiengebühr verlangte, die fünf mal so hoch war wie die von nationalen Studenten. Sie leitete eine Klage vor dem belgischen Gericht ein, das sich an den Europäischen Gerichtshof wandte, der wiederum in Berufung auf Artikel 128 des Vertrags von Rom beschloss, dass jeder Student – Bürger eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union – Zugang zur Berufsausbildung in den Mitgliedsstaaten zu den gleichen Bedingungen wie die nationalen Bürger haben muss, in Konformität mit dem erwähnten Artikel 128, der erklärt, dass es für die Berufsausbildung keine Diskriminierung aufgrund von Staatsangehörigkeit geben darf.

Indem sich das Gericht so ausspricht, gibt es eine sehr weitgehende Interpretation des Konzepts der Berufsausbildung, denn es betrachtet jegliche Form des Unterrichts, die auf einen Beruf, eine Arbeit vorbereitet, als eine Berufsausbildung, unabhängig von Alter oder Grundausbildung des Lernenden.

Solch eine Interpretation erlaubte es das höhere Unterrichtwesen als Berufsausbildung anzusehen, und damit eine rechtliche Grundlage zu schaffen. Das veränderte grundlegend die höhere Bildung in Bezug auf europäische Zusammenarbeit 

Man muss hinzufügen, dass der Artikel 128 des Vertrags von Rom der einzige war, der vorsah, Entscheidungen könnten mit einfacher Mehrheit getroffen werden. So waren wir von einem Extrem zum anderen gegangen, von der Einstimmigkeit zur einfachen Mehrheit.

Die Kommission zögerte nicht, guten Gebrauch von diesem Urteil zu machen und schlug eine Erneuerung der Programme auf Grund von Artikel 128 vor. Ein Teil der Mitgliedsstaaten wandten sich vier mal an den Gerichtshof, der vier mal seine Interpretation bestätigte. 

Die Mitgliedsstaaten befürchteten, dass sich der Artikel 128 auf den gesamten Bildungssektor beziehen würde und nutzten die Gelegenheit der Ausarbeitung des neuen Vertrags von Maastricht, um den Artikel 128 zu unterdrücken und zwei neue Artikel einzuführen, - den Arikel 126 für die Ausbildung und Artikel 127 für die Berufsausbildung - auf deren Grundlage Entscheidungen nicht mehr mit einfacher sondern mit qualifizierter Mehrheit getroffen würden.

Man muss sich fragen: Hätten wir heute ohne die Initiative der jungen Gravier eine rechtliche Basis? Ich fürchte nein.

Also seit 1993 gab es für die Zusammenarbeit im Bildungsbereich das Bürgerrecht im Vertrag. Ein großer Fortschritt war gelungen.

Mit einer rechtlichen Grundlage zur Verfügung schlug die Europäische Kommission drei neue Programme vor: 

· Sokrates, das den gesamten Bildungssektor abdeckt, von der Schule (Comenius) über die höhere Bildung (Erasmus), zur Erwachsenenbildung (Grundtvig) zum Sprachenlernen (Lingua) und den neuen Technologien (Minerva)

· Leonardo da Vinci, das den gesamten Bereich der Berufsausbildung abdeckt von der Grundausbildung bis zur ständigen Fortbildung.

· Jugend für Europa , was die Austausche von Jugendlichen betrifft, den Europäischen Freiwilligendienst und die Bildung von Trainern und Lehrkräften 


Diese drei Programme erlaubten, die acht vorangegangenen zu rationalisieren und sie den neuen Herausforderungen unserer Gesellschaft entsprechend Maßzuschneidern:

1. Erweiterung der Europäischen Union. Die drei neuen Programme wurden auf die zwölf Länder, die im Prozess der Angliederung sind, ausgedehnt und stellen ein sehr geschätztes Instrument dar, um die Bürger in diesen Ländern darauf vorzubereiten, sich in die Union einzugliedern.

2. Erweiterung auf die ganze Welt. Die Öffnung dieser Programme durch Initiativen von Nationen, die nicht zur Europäischen Union gehören.

3. Wissensgesellschaft. Einschließung der Erwachsenenbildung und der ständigen Weiterbildung das ganze Leben hindurch.

Im Jahrzehnt der neunziger Jahre erlauben zwei neue Verträge, nämlich der von Maastricht von 1993 und der von Amsterdam von 1997, die europäische Zusammenarbeit in folgenden Sektoren zu beschleunigen:

· der Geldsektor mit dem Euro;

· der Sektor des Arbeitsmarktes;

· der Sektor der Umwelt;

· der Sektor des Gesundheitswesens;

· der Sektor der Forschung;

· der Sektor der Kultur

Das Weißbuch „Wachstum, Konkurrenz und Beschäftigung“

In Anbetracht der Erweiterung auf die ganze Welt, die wachsende Konkurrenz und die Wichtigkeit der Arbeitslosigkeit, stellt die Kommission die Mitgliedsstaaten mit der Vorstellung des Weißbuchs von Delors „Wachstum, Konkurrenz und Beschäftigung“.vor die Herausforderungen, die die Union anpacken muss, um in das 21. Jahrhundert zu treten, 

Dieses Weißbuch ist vielleicht einer der Reflexionstexte der Kommission, der in der Analyse der Probleme mit denen die Union konfrontiert ist, am vollständigsten und in den vorgeschlagenen Richtung am anspruchvolllsten ist.

Wenn sein Inhalt auch hauptsächlich wirtschaftlich ist, wie es sein Titel anzeigt, so gibt es dennoch einen wichtigen Beitrag zu den Bildungs- und Ausbildungssystemen. 

Indem sie an ihre doppelte Mission erinnert, nämlich auf der einen Seite die Förderung des Individuum und der Werte des Bürgertums und auf der anderen Seite die Unterstützung des wirtschaftlichen Wachstums und der Beschäftigun, so hält die Kommission in dem Weißbuch die Rolle, die die Bildungs- und Ausbildungssysteme gegenüber dem „Emporsteigen des neuen Entwicklungsmodells in der Europäischen Union“ für unanfechtbar, unter der Bedingung, sich zu modernisieren.

Das Weißbuch analysiert die Schwächen der Bildungssysteme der Mitgliedstaaten (unzureichendes Niveau der Grundbildung und der ständigen Fortbildung, Mangel an Qualifikation, vorzeitige Schulabgänge usw.)

Es berücksichtigt die Tatsache, dass in einer Gesellschaft, die immer mehr auf Produktion basiert, die Übermittlung und die Teilhabe am Wissen, der Zugang zum Wissen eine immer größere Rolle spielt. Wissen und Know-how, einmal im Verlauf des Lebens erworben, müssen regelmäßig auf den neuesten Stand gebracht werden. Das bedeutet eine Politik voranzutreiben, die es den Bürgern erlaubt, sich im Laufe das ganzen Lebens weiterzubilden, indem es die Zeiten zum Lernen beachtet, mit dem Ziel, den eigenen Wissensstand, die eigenen Qualifikationen und die eigene Kompetenz sowohl für den Ausblick auf das persönliche oder das soziale Leben als Bürger oder in Hinblick auf einen Arbeitsplatz zu verbessern. Dieser Gesichtspunkt geht über alle Ebenen der allgemeinen Bildung und der Berufsausbildung hinaus und schließt alle Etappen des Lebens mit ein, von der Wiege bis zum Grab. 

Es geht also darum, jedem einzelnen, unabhängig von seinem Alter zu erlauben, auf die formalen und informalen Möglichkeiten der Bildung Zugriff zu haben.

Jedoch kann ein solches Ziel mit den heutigen Systemen des Unterrichts und der Bildung nicht erreicht werden, denn sie sind zu steif und mangeln häufig an Weiterführungs- und Ergänzbarkeit. 

Deshalb besteht die Europäische Kommission auf der Notwendigkeit der Mitgliedsstaaten eine Umformung der existierenden Systeme zu veranlassen, mit dem Ziel, sie flexibler und offener werden zu lassen und so die existierenden Hindernisse zwischen den verschiedenen Formen des Lernens aus dem Weg zu schaffen.

Außerdem muss man das komplexe Problem der Wertung der nicht formal erworbenen Erfahrungen und Kompetenzen lösen. Es ist notwendig, das Bewusstsein aller Interessierten Individuen zu heben, die sich mit diesem Problem befassen, das von der allgemeineren Frage der Verwaltung der Qualifikationstransparenz nicht getrennt werden kann.

In der Tat ist es erforderlich, dass für die Valorisierung des Wissens und der Kompetenz, die vom Bürger während seines ganzen Lebens erworben wurden, auf dem europäischen Markt neue Modalitäten der Anerkennung der Kompetenzen außerhalb von akademischen Diplomen vorgesehen und angewandt werden.

Wir wissen, dass die konkrete Anwendung nicht leicht sein wird. Es handelt sich um einen langsamen Prozess, der von allen Beteiligten unterstützt werden muss. 

Die Strategie von Lissabon
Für viele wird das Jahr 2000 ein strategischer Umbruch und einer der starken Momente der Geschichte der europäischen Zusammenarbeit bleiben.

Im März 2000 haben sich die Staats- und Regierungschefs, da sie feststellten, dass die europäische Union sich vor einer epochalen Wende befand, die durch Globalisierung und Herausforderungen durch die neue auf Wissen basierende Wirtschaft zum Ausdruck kommt, dieses wichtige strategische Ziel gesetzt: bis zum Jahr 2010 soll die Union „die auf Wissen basierende wettbewerbsfähigste und dynamischste Wirtschaft der Welt werden, fähig, eine nachhaltig wachsende Wirtschaft zu verwirklichen mit neuen und besseren Arbeitsplätzen und mit größerem sozialen Zusammenhalt“.
Sie haben betont, dass solche Veränderungen nicht nur eine radikale Umwandlung der europäischen Wirtschaft, sondern auch ein anspruchsvolles Programm der Modernisierung von sozialen Vorsorge- und Unterrichtssystemen notwendig macht. 

Um das in Lissabon festgesetzte Ziel zu erreichen, haben die Staats- und Regierungschefs verlangt, dass die Mitgliedsstaaten bis 2010 auf dem Gebiet der allgemeinen Bildung und Berufsbildung folgende notwendige Aktionen unternehmen, damit:

· Bildungs- und Ausbildungsqualität das höchstmögliche Niveau erreiche, um Europa von neuem zu erlauben, universal anerkannter Beziehungspunkt für Qualität und Wert seiner Bildungssysteme zu werden;

· Bildungssysteme untereinander genügend kompatibel werden, und es dem Bürger ermöglichen, von einem System zum anderen zu wechseln;

· Personen, die über Wissensqualifikationen und über irgendwo in Europa erlangte Kompetenzen verfügen, diese wirksam auf dem ganzen Territorium der Europäischen Union anerkennen lassen können;

· Europäer jeden Alters während ihres ganzen Lebens Zugang auf Bildung haben können;

· Europa sich zum gegenseitigen Vorteil der Zusammenarbeit mit Drittländern öffne und aufs neue das bevorzugte Ziel von Universitätsstudenten und Forschern anderer Regionen der Welt sei.

Um diese Ziele zu erreichen und um auf die Bedürfnisse einer Wissensgesellschaft einzugehen, die immer mehr auf Entwicklung von Intelligenz und Wissen, von Information, Kompetenz und deren Aktualisierung beruht, haben die Staats- und Regierungschefs besonders die Europäische Kommission und die Bildungsminister der Europäischen Union gebeten, eine allgemeine Reflexion anzustellen, die mit den Sorgen der Allgemeinheit anfängt, um sich konkrete und allgemeine Ziele vorzunehmen, damit die eigenen allgemeinen und Berufsausbildungssysteme modernisiert werden. 

Bildung und Ausbildung 2010
Die Europäische Kommission und die Bildungsminister haben ein Dokument ausgearbeitet „Bildung und Ausbildung 2010“, das von den Staatschefs approbiert wurde. Dieser Text stellt ein historisches Übereinkommen dar, das zum ersten mal gemeinsame mittelfristige Ziele für die europäische Zusammenarbeit anbietet, ein Plan und eine Arbeitsmethode, die konsequent und strukturiert ist.

Das Dokument „Bildung und Ausbildung 2010“ ist ein detailliertes Arbeitsprogramm, das in drei strategische Ziele und dreizehn miteinander verknüpfte konkrete Ziele aufgeteilt ist und deshalb den strategischen Plan für die politische Entwicklung der Bildung und der Ausbildung auf EU Ebene darstellt. 

Die drei strategischen Ziele sind ausgedrückt in Form von Qualität, Zugang und Öffnung zur Welt. 
· Qualität: Qualität und Effizienz der Systeme sicherstellen

· die neuen Grundkompetenzen entwickeln;

· den Zugang auf die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien sicherstellen;

· die wissenschaftlichen Disziplinen anziehender gestalten;

· die zur Verfügung stehenden menschlichen und finanziellen Ressourcen besser ausnutzen.

Zugang: den Zugang auf alle Bildungs- und Ausbildungssysteme ermöglichen, sie attraktiver gestalten, eine aktive und beteiligte Bürgerschaft, gleiche Möglichkeiten und sozialen Zusammenhalt fördern. 

Öffnung: die Bildungssysteme müssen der äußeren Welt gegenüber offen sein;

· Verbindungen zur Welt der Arbeit und der Forschung stärken

· Initiative und Unternehmergeist entwickeln

· Sprachunterricht verbessern

· Mobilität erhöhen

· europäische Kooperation stärken

Für jedes dieser konkreten Ziele definiert das Arbeitsprogramm klare Schlüsselpunkte, die vertieft werden müssen. Es legt den Zeitplan ihrer Umsetzung fest und zeigt als Instrumente die Methode der offenen Koordination an, derer man sich bedient um den Fortschritt zu stimulieren und die Resultate zu evaluieren. 

Die neue Methode erlaubt den Mitgliedstaaten, deren nationale Bildungspolitik auf die gemeinsamen Ziele auszurichten, die wir kurz genannt haben. Die Prinzipien dieser Methode sind:

a. Identifikation und Definition von gemeinsamen Zielen;

b. Definition von Messinstrumenten (Statistiken und Indikatoren);

c. Definition von Mitteln der Zusammenarbeit und Förderung von Innovation, Qualität und Angemessenheit der unternommenen Aktionen;

Diese neue Methode erfordert Regeln, Ziele, die als vorrangig erkannt wurden, gemeinsame Kriterien der Evaluation, Qualitätsindikatoren.

Der Weg vor uns
An welchem Punkt der Verwirklichung dieser anspruchsvollen aber realistischen Ziele, die inzwischen schon zu den Zielen der Union der 25 geworden sind, sind wir angelangt? Ist die Union fähig, diese bis 2010 zu erreichen und den Rückstand in Bezug auf die Hauptkonkurrenten auf internationaler Ebene aufzuholen?

Die zwei Jahre seit der Inkraftsetzung des Arbeitsprogramms erlauben es nicht, die umgesetzten Programme genau zu beurteilen. Hingegen ist es möglich und sehr wichtig, den Weg, der noch bis zur Erreichung der gemeinsam festgelegten Ziele vor uns liegt, zu überprüfen. Die zur Verfügung stehenden Indikatoren führen zum gleichen Schluss. Wenn man die Ziele im Gebiet der Bildung und Ausbildung erreichen will, muss man den Rhythmus der Reform beschleunigen.

Es gibt immer noch zu viele Schwachpunkte, die die Entwicklungsmöglichkeiten der Union hemmen. Das ist umso wichtiger, da die Auswirkungen der Reformen auf die Bildungs- und Ausbildungssysteme nicht sofort spürbar sind und das Jahr 2010 schnell auf uns zukommt. Außerdem haben schon viele der neuen Mitgliedsstaaten noch viel Weg zurückzulegen, um die Verspätung in Bezug auf die Entwicklung von Wirtschaft und Wissensgesellschaft wettzumachen. Ihre volle Teilnahme am Arbeitsprogramm ist grundlegend und ihr Engagement muss unterstützt werden.

Trotz gewisser Fortschritte in der europäischen Zusammenarbeit gelingt es der Union noch nicht in gewissen Sektoren den Rückstand gegenüber den Hauptkonkurrenten Vereinigte Staaten und Japan aufzuholen. 

Ein Defizit an Investition in menschliche Ressourcen
Die menschlichen Ressourcen stellen die Hauptressource der Europäischen Union dar. Sie sind im Zentrum der Schaffung und Vermittlung von Wissen und sind das bestimmende Element der Erneuerungsmöglichkeiten jeder Gesellschaft. Die Investitionen im Bereich der Bildung und Ausbildung sind für die Union ein Schlüsselfaktor der Wettbewerbsfähigkeit, des Wachstums und der Beschäftigung und folglich sind sie die Hauptvoraussetzung für die Erreichung der in Lissabon für die Europäische Union festgelegten Ziele in Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt.

Wenn die gesamten öffentlichen Ausgaben für die Bildung gemessen im Vergleich zum BIP in der Union ungefähr 5% betragen, dann machen sie in den Vereinigten Staaten und Japan nur 3,6% aus. Aber die Union leidet unter einer Unterinvestition im Privatbereich, insbesondere was die Höhere Bildung und permanente Weiterbildung betrifft, die zum Teil den Unterschied in den Finanzstrukturen der Bildung widerspiegelt. In Bezug auf die Union ist die Privatinvestition in Bildungseinrichtungen in den Vereinigten Staaten vier mal so hoch (2,2% des BIP gegen 0,6%) und zwei mal so hoch in Japan (1,2%).

Außerdem ist die Ausgabe pro Student in den Vereinigten Staaten größer als in den meisten der EU Länder in allen Ebenen des Bildungssystems. In der Höheren Bildung ist der Unterschied am größten. Die Ausgaben pro Student in den USA sind von zwei bis fünf mal so hoch wie in den Ländern der EU.

Die Ausgabe für menschliches Kapital dürfte nicht als Widerspruch, sondern als Investition angesehen werden. Die notwendige Erhöhung müsste sich mit einem effizienterem Gebrauch der Ressourcen paaren, unter anderem indem die Investitionen in Sektoren konzentriert werden, die bessere Qualität, Sachbezogenheit und bessere Resultate auf der Eben der Bildung produzieren und Investitionen auf individuelle Bedürfnisse basieren.

Ungenügende Anzahl von Absolventen Höhere Bildung
Um in einer auf Wissen beruhenden Wirtschaft, wettbewerbsfähig zu sein, braucht die Europäische Union eine ausreichende Zahl von Absolventen Höherer Bildungseinrichtungen, die über eine angemessene Vorbereitung auf die Bedürfnisse der Forschung und des Arbeitsmarktes in der Gemeinschaft verfügen. In der EU haben durchschnittlich 22% der Bevölkerung zwischen 25 und 64 Jahren ein Abschlusszeugnis Höherer Bildung. Diese Zahl liegt eindeutig unter der von Japan (36% der Männer und 32% der Frauen) und der USA (37%).

Verschiedene Warnsignale bleiben an
Auch wenn die EU in ihrer Gesamtheit in vielen Sektoren gute Schritte voran gemacht hat, lässt eine Analyse der Situation viele Lücken in anderen Sektoren erkennen, die gefüllt werden müssen, um die gemeinsamen Ziele zu erreichen.

a) Zu viele vorzeitige Schulabgänge ohne Schulabschluss.
Die EU hat den Kampf gegen das vorzeitige Ausscheiden aus der Schule zu einer ihrer Prioritäten gemacht. Dieses Phänomen betrifft noch ungefähr 25% der Jugendlichen zwischen 18 und 24 Jahren, die vorzeitig (S. 19) von der Wissensgesellschaft ausgegrenzt sind (für die Länder, die mitgemacht haben, beträgt die entsprechende Ziffer 8,4%).

Die Bildungsminister haben das Ziel vereinbart, diese Ziffer bis 2010 auf 10% zu reduzieren. Auch wenn man schon gute Fortschritte feststellen kann und ein gewisser Optimismus gerechtfertigt scheint, muss die Mehrheit der Mitgliedstaaten sich weiter engagieren, um das Ziel in diesem Sektor zu erreichen wenn man nicht riskieren will, sich einer dualen Gesellschaft gegenüber zu finden, zusammengesetzt von Wissenden und von Nichtwissenden; eine solche duale Gesellschaft wäre noch ungerechter und grausamer als die duale Gesellschaft, die wirtschaftliche Möglichkeiten haben oder nicht haben.

Deshalb müssen alle Bürger mit den nötigen Schlüsselkompetenzen ausgestattet werden. Die Entwicklung und die persönliche Verwirklichung der Einzelnen, ihre soziale und berufliche Integration und jegliches darauffolgendes Lernen hängen hauptsächlich von der Beschaffung eines Paketes von Schlüsselkompetenzen nach der Schulpflicht ab. Solch ein Paket könnte folgendes beinhalten:

· Kommunikation in der Muttersprache und in Fremdsprachen;

· Mathematische Fähigkeiten;

· Kompetenzen in Wissenschaft und grundlegenden Technologien;

· Fähigkeit des Lernens wie man lernt;

· persönliche und öffentliche Kompetenzen;

· Unternehmertum und Allgemeinbildung.

In diesem Kontext sollten die Mitgliedsstaaten insbesondere:

· eine sinnvolle Sprachpolitik entwickeln inklusive der dazugehörigen Lehrerausbildung

· die Entwicklung einer Kultur von Wissenschaft und Technik noch mehr fördern

· unternehmerische Kompetenzen noch mehr unterstützen mit daraus entstehender Kreativität und Bereitschaft zur Initiative

· die europäische Dimension des Unterrichts stärken.

Diese Kompetenzen erscheinen offensichtlich, sind es aber nicht, denn im grundlegenden Gebiet des Lesens haben 17% der Jugendlichen unter 15 Jahren – im Europa der 15 Länder – nur das niedrigste Niveau der Fähigkeit. Die EU muss noch viel Weg zurücklegen, um das Ziel der USA zu erreichen, diesen Prozentsatz um 20% zu reduzieren, nämlich auf 13,5% bis 2010.

b) Die Qualität und die Attraktivität des Unterrichts und der Berufsausbildung bleiben unzureichend
Die allgemeinen Bildungssysteme und Berufsausbildungssysteme spielen eine wesentliche Rolle, um die Menschen mit Kompetenzen und Qualifikationen auszurüsten, die den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes entsprechen. Trotz der wichtigen Entwicklungen im europäischen Umfeld, die da sind:

· Die Erklärung von Kopenhagen, mit der Zielsetzung, allgemeine Bildung und Berufsausbildung zu fördern und sie mit Instrumenten auszurüsten, die sich mit denen der Schulen, insbesondere der Höheren Schulen, messen können;

· Der Vorschlag eines neuen „Europasses“, also eines einheitlichen Planes für die Übertragung der Qualifikationen und Kompetenzen, was erlauben würde, den Bürgern einen europäischen Pass zu überlassen, der die auf dem Territorium der Union erworbenen Qualifikationen und Kompetenzen enthalten würde;

· der beträchtliche und weitgehende Aufwand auf nationaler Ebene, um das Profil und den Status des beruflichen Werdeganges zu verbessern, bleibt die Qualität des Unterrichts und der Berufsausbildung in Europa sehr ungleich. Gleichzeitig müssen die verschiedenen Sektoren mit einem Mangel an qualifizierter Arbeitskraft fertig werden. Eine weitere Anstrengung ist notwendig, um für die Jugend Berufsausbildung ebenso attraktiv wie die allgemeine Bildung zu gestalten. Die Dynamik, die generiert wurde, muss auf allen Ebenen von allen Teilnehmern, inklusive der Sozialpartner beibehalten werden, 

c) Es besteht das Risiko eines Mangels an qualifizierten Lehrern und Bildungsexperten
Der Erfolg der begonnenen Reformen hängt direkt mit der Motivation und Qualifikation der Lehrkräfte zusammen.

Die Mitgliedsstaaten sollten sie auf ihre in Evolution befindlichen Rollen in der Wissensgesellschaft und auf die Transformation der Bildungs- und Unterrichtssysteme vorbereiten. Insbesondere sollten die Mitgliedsstaaten noch mehr die Fortbildung des lehrenden Personals stärken, um es ihnen zu ermöglichen, sich diesen Herausforderungen zu stellen.

Ein anderes Problem, dem gewisse Mitgliedsstaaten begegnen müssen, ist das Risiko des Lehrermangels. 

Im Durchschnitt haben in der EU 27% der Primarschullehrer und 34% der Sekundarschullehrer ein Alter von über 50 Jahren. Aufgrund von Schätzungen müsste man deshalb bis zum Jahr 2015 mehr als eine Million Lehrer für die Primär- und Sekundärstufe auswählen. Diese enorme Erneuerung des Personalbestandes im größten Teil der Länder stellt zugleich eine bemerkenswerte Herausforderung und Chance dar. 

Aber es gibt keine große Menge von Kandidaten für diesen Beruf, daher müsste der größte Teil der Mitgliedsstaaten Vorkehrungen treffen, um die Attraktivität des Lehrberufes zu erhöhen und Initiativen ergreifen, um die besten Talente für diesen Beruf anzuziehen und sie darin zu halten mit der Einführung von guten Arbeitsbedingungen und einer angemessenen Struktur und Entwicklung der Karriere indem man den Lehrern, die für diese Mission vorbereitet und von ihr überzeugt sind, den Status gibt, den sie verdienen. 

Zentrale Bedeutung der Höheren Bildung für ein Europa des Wissens
Obwohl der große Erfolg des Erasmus Programms, das die Kooperation unter den Universitäten fördert und die Mobilität von Studenten und Dozenten, die Einführung eines Systems der Übertragung der universitären Prüfungen (credits), die Schaffung von thematischen Netzwerken und die Einführung eines europäischen Mastertitels, sind die Mitgliedsstaaten meist unbeeinflussbar geblieben. Die Dauer des Studiums, um ein äquivalentes Diplom zu erwerben, konnte bis zur Verdoppelung variieren und die Bewertung der Qualität des Unterrichts, wenn es so etwas gab, variierte sehr von einem Land zum anderen. Aus Anlass der 800 Jahrfeier der Sorbonne hat der französische Bildungsminister eine Studie beauftragt, um zu verstehen, warum die französischen Diplome im Ausland nicht gekannt und geschätzt wurden. 

Diese Studie hat gezeigt, dass es mehr als 350 verschiedene Diplome mit undurchsichtigen Programmen gab.

Diese Studie, auf europäischer Ebene durchgeführt, zeigt, dass in Europa der Unterricht an Universitäten ein wahrer Dschungel ist, in dem man sich nur schwierig zurecht findet. 

Der französische Minister schlug des Bildungsministern des Vereinten Königreiches, Deutschlands und Italiens vor, ein Dokument zu verfassen, aufgrund dessen sie sich verpflichteten, ihre Universitätssysteme mit einer harmonisierenden Architektur auszurüsten. 

Die ausgeschlossenen Länder reagierten und fragten nach der Begründung ihres Ausschlusses

Die Europäische Kommission in enger Zusammenarbeit mit Italien, das sich engagierte, die zweite Konferenz im Juni 1999 in Bologna zusammenzurufen, haben sich dafür eingesetzt, dass alle Länder der Europäischen Union, sowie auch einige Drittländer mit einbezogen wurden.

Und so wurde am 19 Juni 1999 in Bologna die berühmte Erklärung unterzeichnet, zu der sich heute 40 Länder bekennen. Ich möchte unterstreichen, dass diese Erklärung mit der aktiven Teilnahme der Universitäten ausgearbeitet wurde.

Das Endziel der Erklärung von Bologna besteht darin, bis 2010 einen „europäischen Raum der höheren Bildung“ zu schaffen. Um dieses Ziel zu erreichen, haben sich die Minister und Universitäten zu folgendem verpflichtet:

· ein System von Diplomen zu übernehmen, das leicht lesbar und vergleichbar ist (z.B. muss jedes Diploma von 2005 an mit einem Anhang versehen sein, das die Beschreibung der Studien enthält)

· bis zum Jahr 2005 die Durchführung einer Struktur der Kurse in drei Zyklen (3+2+3) zu beginnen, das heißt ein Bachelor Titel nach den ersten drei Jahren, den Master oder Magister Titel nach weiteren zwei Jahren und das Doktorat nach weiteren drei Jahren.

Wohlverstanden haben die zustimmenden Länder die Möglichkeit einer gewissen Flexibilität in der Durchführung. Vergessen wir nicht, dass wir in der Europäischen Union einen einzigen Arbeitsmarkt haben und dass es nicht normal ist, dass in gewissen Ländern ein Titel mit 22 Jahren erzielt wird, der als gleichwertig angesehen wird mit einem der in einem anderen Land mit 25 oder 27 Jahren erlangt wird. Diese Diskrepanz geht auf das Konto derer, die ihren Titel später erhalten. Wir wissen außerdem. Dass die Kosten der Studien auch proportional zu deren Dauer ist.

· Das System der Übertragbarkeit der universitären credits zu verallgemeinern mit der Möglichkeit, solche zu sammeln. Das würde einem Studenten erlauben, zum Beispiel die Studien bei La Sapienza in Rom zu beginnen, sie dann in Heidelberg fortzusetzen um sie dann in Bordeaux zu beenden.

· Die europäische Zusammenarbeit in puncto Bewertung und Qualität voranzutreiben. Jedes Land soll sich mit Bewertungsorganen ausstatten, welche dann gemeinsam mit den anderen ein europäisches Netzwerk der Bewertung bilden und gemeinsame Kriterien erstellen und auf diese Weise eine europäische Dimension in der Bewertung einführen werden.

· Einen Gesamtplan der Qualifikationen für den europäischen Raum der höheren Bildung auszuarbeiten. Die Minister haben auch die Wichtigkeit unterstrichen, die Synergien zwischen dem europäischen Raum der Höheren Bildung und dem europäischen Raum der Forschung zu stärken. Schließlich haben sie ein Verfahren der Überprüfung der Fortschritte in allen Ländern vereinbart.

Wie wichtig diese Fortschritte auch immer sein mögen, soll dabei nicht vergessen werden, dass die Rolle des Lehrens an einer Höheren Bildungsinstitution über das Reformprogramm hinausgeht, das durch die Erklärung von Bologna eingeleitet wurde. Die Rolle der Universitäten betrifft sehr unterschiedliche und kritische Bereiche wie zum Beispiel die Bildung der Lehrkräfte und die der zukünftigen Forscher, ihre Mobilität innerhalb der Europäischen Union, die Rolle der Kultur, der Wissenschaft und der europäischen Werte in der Welt, die Öffnung den Unternehmen gegenüber, die Regionen und die Gesellschaft im allgemeinen, die Integration der sozialen Dimension und der Bürgerschaft in den Lehrplänen.

„Bildung und Ausbildung 2010“ kann all seine Früchte auf nationaler Ebene und Gemeinschaftsebene nur dann bringen, wenn ihm die Rolle, die ihm in der Gesamtstrategie von Lissabon gebührt, auch zugestanden wird. Damit die geschaffene Dynamik beibehalten bleiben kann, hält der Rat und die Kommission es für unabdinglich, eine systematische Kontrolle der erreichten Fortschritte zu etablieren.

Diese werden alle zwei Jahre einen gemeinsamen Bericht über die Durchführung des Arbeitsprogramms „Bildung und Ausbildung 2010“ an den europäischen Frühjahrsgipfel vorlegen.

Die neue Generation der Programme der Gemeinschaft über Bildung und Ausbildung 2007 - 2013 

Die europäische Kommission hat Anfang Mai 2004 eine Mitteilung präsentiert über die Orientierung für die neue Generation von Programmen der Gemeinischaft für die Periode 2007-2013, die die Programme Sokrates, Leonardo da Vinci e Tempus III nach ihrem Ablauf am Ende 2006 ersetzen werden. 

Die neuen Programme berücksichtigen die wichtigen Veränderungen der letzten 10 Jahre. Sie schließen den Inhalt der Erklärung von Bologna (Höhere Bildung) und der Erklärung von Kopenhagen (Berufsausbildung) mit ein.

Die neue Generation der Programme wird wesentlich anspruchsvoller als die jetzige sein. Die Möglichkeiten der Finanzierung sollten vier mal höher als die gegenwärtigen sein, wie es von der Europäischen Kommission in der finanziellen Planung für die Periode 2007-2013 vorgesehen ist.

Wegen des großen Erfolges der jetzigen Programme wird eine Fortsetzung sichergestellt auch wenn eine Reihe von Beobachtungen mit eingeschlossen sein werden. Die Dezentralisierung der Aktivitäten wird sehr gestärkt und das wird die Verantwortlichkeit der nationalen Agenturen vergrößern. Man möchte die Programme auch stark vereinfachen, um die Bürokratie zu reduzieren. 

Die neue Generation wird zwei Programme enthalten, eines für die Union, die Länder, die im Prozess sind beizutreten, und die assoziierten Länder; das andere für die Grenzländer der Union – die Mittelmeerländer und die aktuellen Länder die durch das aktuelle Tempus Programm begünstigt werden.

Das neue „Integrierte Programm für die Mobilität und Kooperation im lebenslangen Lernen (EU)“ wird die jetzigen Programme der Sektoren wieder aufnehmen.

· Comenius – Schulunterricht

Es wird sich die individuelle Mobilität, die Schulpartnerschaften, die multilateralen Projekte, die Comenius-netzwerke und die Begleitmaßnahmen einverleiben. Das Volumen dieser Aktionen wird vier mal so hoch sein wie das aktuelle mit dem Ziel 10% der Schüler und Lehrer daran teilhaben zu lassen. 

· Erasmus – Höhere Bildung

Die jährliche Mobilität der Studenten sollte von den jetzigen 125.000 Studenten auf 375.000 steigen, um im Jahr 2010 die geplanten 3 Millionen zu erreichen. Die durchschnittlichen Erasmusstipendien sollten von den jetzigen 150 Euro auf 400 Euro pro Monat erhöht werden. Die Mobilität der Dozenten sollte von den jetzigen 18.000 auf 40.000 pro Jahr anwachsen. 

· Leonardo da Vinci – Berufsausbildung

Die Unterbringung der Praktikanten sollte von den jetzigen 45.000 auf 150.000 pro Jahr anwachsen. Ein starker Zuwachs ist ebenfalls für die Ausbilder vorgesehen. Eine neue Aktion „Partnerschaft“ ist vorgesehen, um den Austausch von Erfahrungen unter Ausbildern der Ausbilder zu fördern. 

· Grundtvig – Erwachsenenbildung

Jedes Jahr sollten wenigstens 50.000 Erwachsene von einer Mobilität Gebrauch machen und wenigstens 20 % der verantwortlichen Organismen der Erwachsenenbildung sollte an der Zusammenarbeit Europas in diesem Sektor teilnehmen. 

· Übergreifendes Programm mit folgenden Aktivitäten: 

· Unterstützung zur Entwicklung der Bildungs- und Ausbildungspolitik mit der Sammlung und Analyse von Daten und der Definition von Indikatoren. 

· Erwerb von Sprachen (Lingua), dem eine große Priorität eingeräumt wird, wobei sichtbare, substantielle und beispielhafte Unterstützung zugedacht werden soll. 

· Unter Verwendung der Technologien der Informatik (Minerva und e-Learning) wird der Akzent auf die Entwicklung von Inhalten, Diensten, Pädagogik und praktischer Innovation gelegt.

· Eine neue Aktion, um die Verbreitung und Benutzung der finanzierten Projekte zu stimulieren.

Aktion Jean Monnet – Studien über die „Europäische Integration“

Weiterführung der Aktion Jean Monnet, die Hilfe vorsieht:

· für die Forschung über die europäische Integration

· für die Jean Monnet Lehrstühle und Zentren

· für die Vereine der Dozenten, die sich mit den Studien über die europäischen Integration befassen

· Unterstützung für Institutionen wie:

- das Kolleg Europa in Bruges;

- das Universitätsinstitut Europa in Florenz

- die Akademie des europäischen Rechts in Trier

- das europäische Institut der öffentlichen Verwaltung in Maastricht.

· Unterstützung der europäischen Vereine, die im Sektor Bildung und Ausbildung aktiv sind.

Programm Tempus plus

Das neue Programm „Tempus plus“ wird die Weiterführung des aktuellen „Tempus“ sichern, aber es wird abgesehen von der Höheren Bildung auch auf den schulischen Unterricht ausgedehnt, auf die Berufsausbildung und auf die Erwachsenenbildung, damit wird es das lebenslange Lernen abdecken. Das Programm beinhaltet Maßnahmen zur Unterstützung der Modernisierung der Systeme, zur Finanzierung der Mobilität von Individuen und zur Unterstützung von Multilateralen Projekten, das Ziel wäre die Mobilität von mindestens 100.000 Personen bis zum Jahr 2013 zu unterstützen.

Abschluss
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